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Gesetzentwurf Stand: 25.10.2022 

der Landesregierung 

 

 

Landesgesetz zur Gewährung einer Energiepreispauschale an Versorgungsemp-

fängerinnen und Versorgungsempfänger und zur Änderung reisekostenrechtli-

cher Vorschriften 

 

 

A. Problem und Regelungsbedürfnis 

 

Vor dem Hintergrund der massiv gestiegenen Energiepreise hat die Bundesregierung am 

3. September 2022 ein sogenanntes drittes Entlastungspaket beschlossen, welches u. a. 

vorsieht, dass Rentnerinnen und Rentner sowie die Versorgungsempfängerinnen und 

Versorgungsempfänger des Bundes eine Energiepreispauschale in Höhe von 300 Euro 

erhalten, um die finanziellen Auswirkungen der gestiegenen Energiekosten abzumildern. 

Bislang war im Rahmen des sogenannten zweiten Entlastungspakets eine Energiepreis-

pauschale in der genannten Höhe lediglich an alle in Deutschland Erwerbstätigen vorge-

sehen worden. Vor diesem Hintergrund ist es angezeigt, auch den rheinland-pfälzischen 

Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfängern eine Energiepreispauschale 

in Höhe von 300 Euro zu gewähren, da diese genauso wie alle anderen Bevölkerungs-

gruppen von den stark gestiegenen Energiepreisen betroffen sind.  

 

Des Weiteren haben sich die Kosten – insbesondere die Kraftstoffkosten – im Zusam-

menhang mit der Nutzung privater Kraftfahrzeuge für Dienstreisen weiter erhöht. Eine 

letztmalige Anpassung der Wegstreckenentschädigungssätze für Dienstreisen fand zum 

1. Januar 2009 statt. Ebenfalls sind die Verpflegungskosten gestiegen. Das Land ist ge-

halten, der Kostenentwicklung Rechnung zu tragen und für eine Erstattung in angemes-

sener Höhe Sorge zu tragen. 

 

Ferner hat die fortschreitende Digitalisierung von Geschäftsprozessen eine zunehmend 

automatisierte Bearbeitung von Abrechnungen im Reisekosten-, Umzugskosten- und 
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Trennungsgeldrecht zur Folge. Um dieser Entwicklung Rechnung zu tragen, ist die Schaf-

fung einer entsprechenden gesetzlichen Ermächtigungsgrundlage notwendig.  

Im Übrigen bedürfen das Landesreisekostengesetz sowie die Landestrennungsgeldver-

ordnung ergänzender Klarstellungen und Präzisierungen zur weiteren Vereinfachung des 

Verwaltungsvollzugs. 

 

B. Lösung 

 

Das vorliegende Gesetz überträgt die für Rentnerinnen und Rentner der Deutschen Ren-

tenversicherung gewährte Energiepreispauschale auf die rheinland-pfälzischen Versor-

gungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger.  

 

Des Weiteren enthält der Gesetzentwurf die notwendigen Regelungen, um die reisekos-

tenrechtlichen Vorschriften der allgemeinen Kostenentwicklung, der fortschreitenden Di-

gitalisierung und zur weiteren Vereinfachung des Verwaltungsvollzugs anzupassen. 

Hierzu werden die Entschädigungssätze für Dienstreisen mit dem privaten Kraftfahrzeug 

ebenso wie die Tagegeld- sowie Trennungstagegeldsätze und der Zuschlag für Fahrten 

auf besonders schwierigen Wegstrecken erhöht. Ferner wird eine Ermächtigungsgrund-

lage für die automatisierte Bearbeitung von Abrechnungen im Reisekosten-, Umzugskos-

ten- sowie im Trennungsgeldrecht geschaffen und außerdem ergänzende Klarstellungen 

und Präzisierungen zur weiteren Vereinfachung des Verwaltungsvollzugs vorgenommen. 

 

C. Alternativen 

 

Keine. 

 

D. Kosten 

 

Im Finanzplanungszeitraum ergeben sich für den Gesamthaushalt folgende Mehrausga-

ben: 

 

Die Kosten für die einmalige Energiepreispauschale für die Versorgungsempfängerinnen 

und Versorgungsempfänger belaufen sich auf rund 15 Millionen Euro.  
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Durch die Anhebung der Wegstreckenentschädigungssätze fallen Mehrkosten in Höhe 

von jährlich rund 1,3 Millionen Euro an.  

 

Für die Anhebung der Tagegeldsätze wird der Landeshaushalt mit jährlichen Mehrkosten 

in Höhe von rund einer Million Euro belastet.  

 

Die jährlichen Mehrkosten für die Anhebung der Trennungstagegeldsätze in der Lan-

destrennungsgeldverordnung werden den Landeshaushalt mit rund 1,1 Millionen Euro 

belasten. 

 

Die mit der vorgesehenen Anpassung des Zuschlags für das Befahren von besonders 

schwierigen Wegstrecken verbundenen Mehrkosten werden für den Landeshaushalt 

rund 200.000 Euro jährlich betragen. 

 

Das Konnexitätsprinzip ist bezüglich der kommunalen Gebietskörperschaften nicht be-

rührt. 

 

E. Zuständigkeit 

 

Federführend ist das Ministerium der Finanzen. 
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Landesgesetz zur Gewährung einer Energiepreispauschale an Versorgungsemp-

fängerinnen und Versorgungsempfänger und zur Änderung reisekostenrechtli-

cher Vorschriften 

 

Der Landtag Rheinland-Pfalz hat das folgende Gesetz beschlossen: 

 

Artikel 1 

Gewährung einer Energiepreispauschale an Versorgungsempfängerinnen und 

Versorgungsempfänger des Landes Rheinland-Pfalz (Energiepreispauschale) 

 

§ 1 

Geltungsbereich, Höhe, Anspruch  

 

(1) Empfängerinnen und Empfängern von Versorgungsbezügen im Sinne von § 3 Abs. 1 

Nr. 1 und 2 des Landesbeamtenversorgungsgesetzes des Landes, der Gemeinden, der 

Gemeindeverbände sowie der sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden Kör-

perschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts wird eine einmalige Ener-

giepreispauschale gewährt, wenn ihnen diese Versorgungsbezüge zum Stichtag 1. De-

zember 2022 zugestanden haben, sie zu diesem Zeitpunkt einen Wohnsitz im Inland 

hatten (Berechtigte) und keine Ausschlusstatbestände nach § 2 vorliegen.  

 

(2) Die Energiepreispauschale beträgt 300 Euro.  

 

(3) Der Anspruch auf Gewährung der Energiepreispauschale richtet sich gegen den 

Dienstherrn, gegen den die oder der Berechtigte Anspruch auf Versorgungsbezüge im 

Sinne des Absatzes 1 hat. 

 

§ 2 

Ausschlusstatbestände 

 

(1) Sofern die oder der Berechtigte mehrere Versorgungsbezüge empfängt, die von der 

in § 1 Abs. 3 genannten Stelle getragen werden, erhält sie oder er die Energiepreispau-
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schale nach diesem Gesetz nur einmal; dabei geht der Anspruch auf die Energiepreis-

pauschale aus dem neueren Versorgungsbezug dem Anspruch aus dem früheren Ver-

sorgungsbezug vor. 

 

(2) Die Gewährung der Energiepreispauschale nach diesem Gesetz ist ausgeschlossen, 

wenn  

1. die oder der Berechtigte eine Rente im Sinne des § 75 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 oder 3 des 

Landesbeamtenversorgungsgesetzes bezieht oder 

2. die oder der Berechtigte nach § 74 des Landesbeamtenversorgungsgesetzes auf die 

Bezüge im Sinne des § 1 Abs. 1 anzurechnende Versorgungsbezüge von einer ande-

ren als der in § 1 Abs. 3 genannten Stelle bezieht.  

 

(3) § 7 Abs. 2 des Landesbeamtenversorgungsgesetzes gilt sinngemäß. 

 

§ 3 

Verarbeitung von Daten 

 

Die in § 1 Abs. 3 genannte Stelle darf zur Durchführung der ihr nach diesem Gesetz 

übertragenen Aufgaben die bei ihr jeweils gespeicherten personenbezogenen Daten ver-

arbeiten, soweit dies zur Durchführung dieser Aufgaben erforderlich ist. 

 

Artikel 2 

Änderung des Landesreisekostengesetzes 

 

Das Landesreisekostengesetz vom 24. März 1999 (GVBl. S. 89), zuletzt geändert durch 

Artikel 3 des Gesetzes vom 23. September 2020 (GVBl. S. 535), BS 2032-30, wird wie 

folgt geändert: 

 

1. Nach § 3 Abs. 7 wird folgender Absatz 8 angefügt: 

 

„(8) Der Verwaltungsakt über die Reisekostenvergütung kann vollständig durch auto-

matisierte Einrichtungen erlassen werden. Im Falle eines elektronischen Verwal-

tungsakts gilt dieser am dritten Tage, nachdem die elektronische Benachrichtigung 



 

 

 

 - 6 - 
 

über die Bereitstellung des Verwaltungsakts an die abrufberechtigte Person abge-

sendet wurde, als bekannt gegeben.“ 

 

2. § 6 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

 

a) In Satz 1 wird die Zahl „25“ durch die Zahl „28“ und die Zahl „13“ durch die Zahl 

„15“ ersetzt. 

 

b) In Satz 2 wird die Zahl „15“ durch die Zahl „18“ und die Zahl „8“ durch die Zahl „10“ 

ersetzt. 

 

3. § 7 wird wie folgt geändert: 

 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird die Zahl „20,45“ durch die Zahl „24“ ersetzt. 

 

b) In Absatz 1 Satz 2 wird die Zahl „5,11“ durch die Zahl „8“ und die Zahl „10,23“ 

durch die Zahl „14“ ersetzt. 

 

c) In Absatz 3 wird das Wort „nach“ durch das Wort „ab“ und das Wort „vor“ durch 

das Wort „bis“ ersetzt. 

 

4. § 16 Abs. 3 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

 

a) In Nummer 4 wird das Wort „und“ durch ein Komma ersetzt. 

 

b) In Nummer 5 wird der Punkt durch das Wort „und“ ersetzt. 

 

c) Nach Nummer 5 wird folgende neue Nummer 6 angefügt: 

„eine Pauschvergütung nach § 14.“ 

 

5. § 17 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

 

a) Nach Satz 3 wird folgender neue Satz 4 eingefügt: 
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„Dies gilt auch für Richterinnen und Richter auf Probe, die aufgrund von Dienst-

leistungsaufträgen an den jeweiligen Einsatzorten verwendet werden.“ 

 

b) Der bisherige Satz 4 wird Satz 5. 

 

Artikel 3 

Änderung des Landesumzugskostengesetzes 

 

Das Landesumzugskostengesetz vom 22. Dezember 1992 (GVBl. S. 377), zuletzt geän-

dert durch Artikel 11 des Gesetzes vom 18. Juni 2013 (GVBl. S. 157), BS 2032-42, wird 

wie folgt geändert: 

 

Nach § 2 Abs. 2 Satz 3 werden folgende neue Sätze 4 und 5 angefügt: 

 

„Der Verwaltungsakt über die Umzugskostenvergütung kann vollständig durch automati-

sierte Einrichtungen erlassen werden. Im Falle eines elektronischen Verwaltungsakts gilt 

dieser am dritten Tage, nachdem die elektronische Benachrichtigung über die Bereitstel-

lung des Verwaltungsakts an die abrufberechtigte Person abgesendet wurde, als bekannt 

gegeben.“ 

 

Artikel 4 

Änderung der Landesverordnung über die Wegstrecken- und Mitnahmeentschädi-

gung nach § 6 des Landesreisekostengesetzes 

 

Die Landesverordnung über die Wegstrecken- und Mitnahmeentschädigung nach § 6 des 

Landesreisekostengesetzes vom 7. Dezember 1999 (GVBl. S. 444), zuletzt geändert 

durch Artikel 28 des Gesetzes vom 15. September 2009 (GVBl. S. 333), geändert durch 

Artikel 12 des Gesetzes vom 20. Dezember 2011 (GVBl. S. 430), BS 2032-30-1, wird wie 

folgt geändert: 

 

1. In § 1 Abs. 1 Satz 1 wird die Zahl „35“ durch die Zahl „38“ und die Zahl „18“ durch die 

Zahl „20“ ersetzt. 
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2. In § 2 Abs. 1 Satz 1 wird die Zahl „30“ durch die Zahl „33“ und die Zahl „15“ durch die 

Zahl „17“ ersetzt. 

 

3. In § 4 wird die Zahl „1“ durch die Zahl „7“ ersetzt. 

 

Artikel 5 

Änderung der Landestrennungsgeldverordnung 

 

Die Landestrennungsgeldverordnung vom 15. Januar 1993 (GVBl. S. 111), zuletzt ge-

ändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 26. Juni 2020 (GVBl. S. 287), BS 2032-42-1, 

wird wie folgt geändert: 

 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

 

a) Absatz 2 Nr. 7 erhält folgende Fassung: 

„Abordnung mit mehr als der Hälfte der maßgeblichen regelmäßigen Arbeitskraft 

(§ 4 Abs. 1 Nr. 2 LUKG, § 17 Abs. 1 Satz 1 LRKG), der Beauftragung eines Rich-

ters nach § 22b des Gerichtsverfassungsgesetzes (§ 17 Abs. 1 Satz 3 LRKG) oder 

die Verwendung eines Richters auf Probe aufgrund eines Dienstleistungsauftrags 

(§ 17 Abs. 1 Satz 4 LRKG).“ 

 

b) In Absatz 4 Satz 2 ist die Verweisung „22. Januar 1998 (BGBl. I S. 189)“ durch die 

Verweisung „27. Juni 2018 (BGBl. I S. 891)“ zu ersetzen. 

 

2. § 3 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

 

a) In Nummer 1 wird die Zahl „12,42“ durch die Zahl „16“ ersetzt. 

 

b) In Nummer 2 wird die Zahl „8,44“ durch die Zahl „12“ ersetzt. 

 

c) In Nummer 3 wird die Zahl „5,98“ durch die Zahl „8“ ersetzt. 

 

3. Nach § 9 Abs. 2 werden folgende neue Sätze 2 und 3 angefügt: 
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„Der Verwaltungsakt über die Trennungsgeldvergütung kann vollständig durch auto-

matisierte Einrichtungen erlassen werden. Im Falle eines elektronischen Verwal-

tungsakts gilt dieser am dritten Tage, nachdem die elektronische Benachrichtigung 

über die Bereitstellung des Verwaltungsakts an die abrufberechtigte Person abge-

sendet wurde, als bekannt gegeben.“ 

 

Artikel 6 

Inkrafttreten 

 

Es treten in Kraft: 

1. Artikel 1 mit Wirkung vom 1. November 2022, 

2. Artikel 4 Nr. 3 mit Wirkung vom 1. Januar 2023, 

3. das Gesetz im Übrigen am Tage nach der Verkündung.   
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Begründung 

 

A. Allgemeines 

Vor dem Hintergrund der Energiepreisentwicklung hat die Bundesregierung ein soge-

nanntes drittes Entlastungspaket beschlossen, wonach auch Rentnerinnen und Rentner, 

die bisher keine Einmalzahlung erhalten haben, entlastet werden und eine einmalige 

Energiepreispauschale in Höhe von 300 Euro erhalten sollen. Bislang war im Rahmen 

des sogenannten zweiten Entlastungspakets lediglich eine Energiepreispauschale von 

300 Euro an alle in Deutschland einkommensteuerpflichtigen Erwerbstätigen verabschie-

det worden, um die finanziellen Auswirkungen der gestiegenen Energiekosten abzumil-

dern.  

 

Das vorliegende Gesetz überträgt die für Rentnerinnen und Rentner der Deutschen Ren-

tenversicherung gewährte Energiepreispauschale auf die rheinland-pfälzischen Versor-

gungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger. Die Energiepreispauschale ist steu-

erpflichtig. Sie stellt keine versorgungsrechtliche Leistung im Sinne des Landesbeamten-

versorgungsgesetzes dar. 

 

Des Weiteren werden die Kilometersätze für die Wegstreckenentschädigung, die Tage-

geldsätze, die Trennungstagegeldsätze sowie der Zuschlag für besonders schwierige 

Wegstrecken angehoben. Die Erhöhungen der Wegstreckenentschädigungs- und Tage-

geldsätze sind Ausfluss der notwendigen Anpassung der Sätze an die aufgrund der all-

gemeinen wirtschaftlichen Entwicklung gestiegenen Kosten. Mit der Anhebung des Zu-

schlags für das Befahren besonders schwieriger Wegstrecken soll im Übrigen der damit 

verbundene erhöhte Verschleiß an den dienstlich genutzten privaten Kraftfahrzeugen ab-

gegolten werden. 

 

Zudem wird es den zuständigen Abrechnungsstellen zukünftig ermöglicht, bei der Ab-

rechnung von Reisekosten ein vollständig automatisiertes Verfahren einzusetzen. § 35a 

des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) fordert für die automatisierte Bearbeitung 

von Verwaltungsakten einen Normvorbehalt. Diesem Erfordernis trägt der neue Absatz 

8 des § 3 des Landesreisekostengesetzes, die neuen Sätze 4 und 5 des § 2 Abs. 2 
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Landesumzugskostengesetz sowie die neuen Sätze 2 und 3 des § 9 Abs. 2 Landestren-

nungsgeldverordnung Rechnung. 

 

Im Übrigen erfolgen ergänzende Klarstellungen und Präzisierungen zur weiteren Ver-

einfachung des Verwaltungsvollzugs der reisekostenrechtlichen Vorschriften. 

 

Die Gesetzesfolgenabschätzung nach § 25 Abs. 2 der Gemeinsamen Geschäftsordnung 

ist aufgrund der geringen Wirkungsbreite des Regelungsvorhabens entbehrlich. 

 

Soweit von den in diesem Gesetz vorgesehenen Anpassungen auch die kommunalen 

Gebietskörperschaften tangiert sind, ist das Konnexitätsprinzip nicht betroffen, da ein 

Konnexitätstatbestand nicht erfüllt ist (vgl. Artikel 49 Abs. 5 der Verfassung für Rheinland-

Pfalz, § 1 Abs. 1 des Konnexitätsausführungsgesetzes vom 2. März 2006 – GVBl. S. 53, 

BS 2020-5 –).  

 

Das Prinzip des Gender-Mainstreamings ist bei der Konzeption des Gesetzentwurfs ge-

prüft worden. Die geplanten Regelungen haben keine unterschiedlichen Auswirkungen 

auf die Lebenssituation von Frauen und Männern. Maßnahmen, um tatsächlich ge-

schlechtsspezifische Nachteile auszugleichen, sind nicht erforderlich. 

 

Ergebnis der Verbändebeteiligung 

 

 [Der Text über das Ergebnis wird nach durchgeführter Verbändebeteiligung eingefügt]. 
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B. Zu den einzelnen Bestimmungen 

 

Zu Artikel 1 (Energiepreispauschale) 

  

Zu § 1 (Geltungsbereich, Höhe, Anspruch) 

 

Zu Absatz 1  

Dem Geltungsbereich unterfallen die Versorgungsempfängerinnen und Versorgungs-

empfänger, die Versorgungsbezüge i. S. d. § 3 Abs.1 Nr. 1 und 2 des Landesbeamten-

versorgungsgesetzes und damit Ruhegehalt, Hinterbliebenenversorgung oder einen Un-

terhaltsbeitrag nach dem Landesbeamtenversorgungsgesetz beziehen. 

Zudem muss der Anspruch auf die Versorgungsbezüge am 1. Dezember 2022 bestanden 

haben und sich der Wohnsitz der Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfän-

ger am gleichen Stichtag im Inland befunden haben. Diesbezüglich wird an die entspre-

chenden gesetzlichen Regelungen zur Gewährung einer Energiepreispauschale für 

Rentnerinnen und Rentner angeknüpft. 

Ferner darf kein Ausschlusstatbestand vorliegen, der eine grundsätzlich Berechtigte oder 

einen grundsätzlich Berechtigten von der Gewährung der Energiepreispauschale aus-

nimmt. 

 

Zu Absatz 2 

Die Höhe der Energiepreispauschale beträgt analog zur Zahlung an Rentenbeziehende 

300 Euro. 

 

Zu Absatz 3  

Absatz 3 definiert den Anspruchsschuldner. 

 

Zu § 2 (Ausschlusstatbestände) 

 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 enthält eine Konkurrenz- und Ausschlussregelung, wonach eine Versorgungs-

empfängerin oder ein Versorgungsempfänger des Landes die Energiepreispauschale 
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nach diesem Gesetz nur einmal erhalten kann, selbst wenn sie oder er mehrere Versor-

gungsbezüge nach dem Landesbeamtenversorgungsgesetz nebeneinander bezieht.  

 

Der mit einem neueren Versorgungsbezug verbundene Anspruch der Versorgungsemp-

fängerin oder des Versorgungsempfängers auf die Energiepreispauschale geht dem mit 

einem früheren Versorgungsbezug verbundenen Anspruch auf die Energiepreispau-

schale vor. Die Regelung zeichnet dabei den versorgungsrechtlichen Grundsatz des § 74 

Landesbeamtenversorgungsgesetzes nach, wonach der frühere Versorgungsbezug in 

Ansehung eines hinzutretenden neueren Versorgungsbezuges gegebenenfalls ruht. Da 

somit in diesen Fällen nur die die früheren Versorgungsbezüge gewährende Stelle Kennt-

nis vom jeweiligen anderweitigen Bezug hat, kann auch nur diese Stelle die Zahlung der 

Energiepreispauschale nach diesem Gesetz ausschließen. 

 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 benennt weitere Ausschlusstatbestände zur Vermeidung von Doppelzahlungen. 

 

Zu Nummer 1 

Die Gewährung einer Energiepreispauschale nach diesem Gesetz ist explizit ausge-

schlossen, wenn die oder der Berechtigte Anspruch auf eine der genannten Renten hat. 

In diesen Fällen wird unterstellt, dass hier bereits der gesetzliche Anspruch auf Zahlung 

einer Energiepreispauschale für Rentnerinnen und Rentner zum Tragen kommt. 

 

Zu Nummer 2 

Es erfolgt keine Gewährung einer Energiepreispauschale nach diesem Gesetz, wenn 

nach § 74 des Landesbeamtenversorgungsgesetzes anzurechnende Einkünfte bezogen 

werden. 

Hinsichtlich des Bezuges einer weiteren Versorgung besteht zwar eine Mitteilungs- und 

Anzeigepflicht der Versorgungsempfängerin oder des Versorgungsempfängers, jedoch 

nur gegenüber der Stelle, die eine andere Versorgungsleistung anrechnet – hier das 

Land. Um eine Doppelzahlung von vornherein zu vermeiden, haben Versorgungsemp-

fängerinnen und -empfänger des Landes daher keinen Anspruch auf die Energiepreis-
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pauschale nach diesem Gesetz, wenn die Versorgungsbezüge, die nach § 74 des Lan-

desbeamtenversorgungsgesetzes anzurechnen sind, von einer anderen als der in § 1 

Abs. 3 genannten Stelle getragen werden.  

 

Zu Absatz 3 

Für die Rückforderung einer gewährten Energiepreispauschale gelten die Vorschriften 

für die Rückforderung von Versorgungsbezügen sinngemäß. 

 

Zu § 3 (Verarbeitung von Daten) 

 

§ 3 enthält eine allgemeine datenschutzrechtliche Grundlage für die Verarbeitung von 

personenbezogenen Daten zur Erfüllung der nach diesem Gesetz vorgesehenen Aufga-

ben durch die mit diesen Aufgaben betrauten Stellen. 

 

Zu Artikel 2 (Änderung des Landesreisekostengesetzes) 

 

Zu Nummer 1 

 

Der neue Absatz 8 in § 3 soll es den Abrechnungsstellen für Reisekosten ermöglichen, 

bei der Abrechnung von Anträgen auf Reisekostenvergütung ein vollständig automati-

siertes Verfahren einzusetzen. § 35a des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) ent-

hält einen Normvorbehalt für die automatisierte Bearbeitung von Verwaltungsakten. Die-

sen Erfordernissen trägt der neue § 3 Abs. 8 Rechnung.   

 

Aus Gründen der Wirtschaftlichkeit und der Verwaltungsvereinfachung ist es sinnvoll, 

bei einfachen Sachverhalten Anträge auf Reisekostenvergütung im Sinne einer zu-

kunftsfähigen Lösung automatisiert zu bearbeiten. Dabei ist im Sinne der Einzelfallge-

rechtigkeit stets sicherzustellen, dass alle tatsächlichen Angaben des Antragstellers Be-

rücksichtigung finden. Dies gilt insbesondere, wenn die dem Antrag auf Erstattung der 

Reisekosten zugrundeliegenden Angaben von denen der Genehmigung der Dienst-

reise, etwa aufgrund neuer Tatsachen, abweichen. 
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Wie bereits in § 35a VwVfG ausgeführt wird, scheiden Anträge, für die ein Beurteilungs-

spielraum oder ein Ermessen besteht, von vornherein für eine automatisierte Bearbei-

tung aus. Das automatisierte Verfahren ist daher in der Regel auf solche Anträge anzu-

wenden, die keine Abweichungen von denen der Genehmigung der Dienstreise 

zugrundeliegenden Angaben enthalten. 

 

Zur Qualitätssicherung ist es erforderlich, regelmäßige Stichprobenkontrollen durchzu-

führen. Es obliegt den Abrechnungsstellen für Reisekosten, dies in geeigneter Form 

umzusetzen.  

 

Zu Nummer 2 

 

Da die Kraftfahrzeugkosten seit der letzten Erhöhung der Wegstreckenentschädigung – 

insbesondere durch die Kraftstoffpreisentwicklung – gestiegen sind, wird dieser Ent-

wicklung dadurch Rechnung getragen, dass die Entschädigungen für den Einsatz von 

privaten Kraftfahrzeugen um 3 Cent je Kilometer erhöht werden. Bei zweirädrigen Kraft-

fahrzeugen erfolgt eine Erhöhung um 2 Cent je Kilometer.  

 

Zu Nummer 3 

 

Zu Buchstabe a und b 

Die Tagegeldsätze im Landesreisekostengesetz wurden seit mehr als 20 Jahren nicht 

mehr angepasst. Da die Verpflegungskosten seit dieser Zeit gestiegen sind, wird dieser 

Entwicklung dadurch Rechnung getragen, dass die Beträge bei einer Abwesenheit eines 

vollen Kalendertages von 20,45 Euro auf 24,00 Euro, bei einer Abwesenheit von mindes-

tens 14 Stunden von 10,23 Euro auf 14,00 Euro und bei einer Abwesenheit von mehr als 

acht Stunden von 5,11 Euro auf 8,00 Euro erhöht werden.  

 

Die bisherige dreistufige Staffelung soll hierbei beibehalten werden. Auf eine dynamische 

Verweisung in das Einkommensteuergesetz und der damit verbundenen zweistufigen 

Pauschbetragsgewährung wird verzichtet, da diese keine Verwaltungsvereinfachung zur 

Folge hätte und außerdem hohe jährliche Mehrkosten generieren würde. 
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Zu Buchstabe c 

Es handelt sich hierbei um eine redaktionelle Anpassung. 

 

Die Vorschrift regelt, dass für eine Dienstreise, die sich ohne Übernachtung über zwei 

Kalendertage erstreckt, ein pauschaliertes Tagegeld für Verpflegungsmehraufwendung 

für den Kalendertag zu gewähren ist, dem die überwiegende Abwesenheit zuzurechnen 

ist. Hierbei ist jedoch eine zeitliche Staffelung der betragsmäßigen Sätze, die in Anleh-

nung an die Regelungen des Einkommensteuerrechts zur Geltendmachung einer Ver-

pflegungspauschale für die Abgeltung beruflich veranlasster Mehraufwendungen im Rah-

men einer auswärtigen beruflichen Tätigkeit erfolgt, zu beachten. Aufgrund einer vom 

Bundesgesetzgeber vorgenommenen Änderung der diesbezüglichen Regelungen im 

Einkommensteuerrecht ist eine hiermit korrespondierende Anpassung im Landesreise-

kostengesetz erforderlich. 

 

Zu Nummer 4 

 

Bediensteten, die eine Reise zum Zwecke der Ausbildung durchführen, konnte bislang 

keine Pauschvergütung im Sinne des § 14 Landesreisekostengesetz gewährt werden. 

Dieser Personenkreis musste bisher für jede durchgeführte Reise eine Einzelabrechnung 

erstellen, die danach durch die zuständige Abrechnungsstelle einzeln geprüft und abge-

rechnet werden musste. 

 

Zukünftig soll auch Bediensteten, die eine Reise zum Zwecke der Ausbildung durchfüh-

ren, eine Pauschvergütung nach den Grundsätzen des § 14 Landesreisekostengesetz 

gewährt werden können. Die Änderung der Vorschrift führt somit zur Vereinfachung der 

Rechtsanwendung und zur Ersparnis von Verwaltungsaufwand. 

 

Zu Nummer 5 

 

Zu Buchstabe a 

In § 17 Landesreisekostengesetz i. V. m. § 1 Abs. 2 Landestrennungsgeldverordnung ist 

enumerativ geregelt, in welchen Fällen Trennungsgeld zu gewähren ist. Dienstleistungs-

aufträge sind hierbei bislang nicht genannt. Richterinnen und Richter auf Probe werden 
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jedoch nicht abgeordnet, sondern aufgrund von Dienstleistungsaufträgen an den jeweili-

gen Einsatzorten verwendet, sodass in diesen Fällen bislang kein Trennungsgeld ge-

währt werden konnte.  

 

Die Änderung der Vorschrift dient daher der Klarstellung, dass auch Richterinnen und 

Richter auf Probe, die aufgrund von Dienstleistungsaufträgen an den jeweiligen Einsatz-

orten verwendet werden, trennungsgeldberechtigt sind. Hierdurch wird sichergestellt, 

dass Richterinnen und Richter auf Probe gegenüber Beamtinnen und Beamten auf 

Probe nicht schlechter gestellt werden. 

 

Zu Buchstabe b 

Redaktionelle Folgeänderung zu Buchstabe a. 

 

Zu Artikel 3 (Änderung des Landesumzugskostengesetzes) 

 

Die neuen Sätze 4 und 5 in § 2 Absatz 2 sollen es den Abrechnungsstellen für Umzugs-

kosten ermöglichen, bei der Abrechnung von Anträgen auf Umzugskostenvergütung ein 

vollständig automatisiertes Verfahren einzusetzen. § 35a des Verwaltungsverfahrensge-

setzes (VwVfG) enthält einen Normvorbehalt für die automatisierte Bearbeitung von 

Verwaltungsakten. Diesen Erfordernissen tragen die neuen Sätze 4 und 5 Rechnung. 

 

Aus Gründen der Wirtschaftlichkeit und der Verwaltungsvereinfachung ist es sinnvoll, 

bei einfachen Sachverhalten Anträge auf Umzugskostenvergütung im Sinne einer zu-

kunftsfähigen Lösung automatisiert zu bearbeiten. Dabei ist im Sinne der Einzelfallge-

rechtigkeit stets sicherzustellen, dass alle tatsächlichen Angaben des Antragstellers Be-

rücksichtigung finden. Wie bereits in § 35a VwVfG ausgeführt wird, scheiden Anträge, 

für die ein Beurteilungsspielraum oder ein Ermessen besteht, von vornherein für eine 

automatisierte Bearbeitung aus. 

 

Zur Qualitätssicherung ist es erforderlich, regelmäßige Stichprobenkontrollen durchzu-

führen. Es obliegt den Abrechnungsstellen für Umzugskosten, dies in geeigneter Form 

umzusetzen.  
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Zu Artikel 4 (Änderung der Landesverordnung über die Wegstrecken- und Mitnah-

meentschädigung nach § 6 des Landesreisekostengesetzes) 

 

Zu Nummer 1 

 

Wegen der gestiegenen Kraftfahrzeugkosten ist auch die Wegstreckenentschädigung 

für die aufgrund erheblicher und regelmäßiger Reisetätigkeit anerkannten bzw. auf-

grund einer Vereinbarung zur regelmäßigen, dienstlichen Mitbenutzung zugelassenen 

privateigenen Kraftfahrzeuge anzupassen. Hierzu wird die Wegstreckenentschädigung 

für die anerkannt privateigenen Kraftfahrzeuge bei ansonsten unveränderten Vorausset-

zungen (grundsätzliche Mindestfahrleistung 3.000 Kilometer jährlich; bis zu 10.000 Kilo-

meter jährlich) um 3 Cent, von 35 Cent auf 38 Cent erhöht. Bei zweirädrigen anerkannt 

privateigenen Kraftfahrzeugen werden die Kilometersätze um 2 Cent von 18 Cent auf 

20 Cent erhöht. 

 

Zu Nummer 2 

 

Wegen der gestiegenen Kraftfahrzeugkosten ist auch die Wegstreckenentschädigung für 

die aufgrund einer Vereinbarung zur regelmäßigen, dienstlichen Mitbenutzung zugelas-

senen Kraftfahrzeuge – Fahrleistung von mindestens 1.500 Kilometern jährlich – anzu-

passen. Die Wegstreckenentschädigung wird um 3 Cent, von 30 Cent auf 33 Cent erhöht. 

Bei zweirädrigen dienstlich mitbenutzten privateigenen Kraftfahrzeugen erfolgt eine Er-

höhung um 2 Cent von 15 Cent auf 17 Cent. 

 

Zu Nummer 3 

 

Der Zuschlag zur Wegstreckenentschädigung für besonders schwierige Wegstrecken 

wurde seit Inkrafttreten der Verordnung am 1. Januar 2000 lediglich aufgrund der Wäh-

rungsumstellung zum 1. Januar 2002 von 2 Pfennig auf 1 Cent pro Kilometer ange-

passt. Insbesondere wegen der anhaltend erhöhten Verschleißerscheinungen der für 

regelmäßige dienstliche Fahrten auf besonders schwierigen Wegstecken eingesetzten 

privaten Kraftfahrzeuge wird die Höhe des Zuschlags als deutlich überholt erachtet und 

daher auf 7 Cent je Kilometer angehoben. 



 

 

 

 - 19 - 
 

 

Zu Artikel 5 (Änderung der Landestrennungsgeldverordnung) 

 

Zu Nummer 1 

 

Zu Buchstabe a 

Bedienstete können, wenn ein dienstliches Bedürfnis besteht, vorübergehend mit der 

ganzen oder einem Teil ihrer Arbeitskraft an eine andere Dienststelle unter Beibehaltung 

der Zugehörigkeit zur bisherigen Dienststelle abgeordnet werden. Die Aufgabenwahrneh-

mung bei einer teilweisen Abordnung erfolgt dabei sowohl bei der bisherigen Dienststelle 

als auch bei der anderen Dienststelle. Bislang wurde in diesen Fällen Trennungsgeld 

gewährt.  

 

Durch die Änderung der Vorschrift wird der Tatsache Rechnung getragen, dass das Land 

bei Personalmaßnahmen gehalten ist, auf die persönlichen und dienstlichen Verhältnisse 

der Bediensteten einzugehen. Ein Dienstortwechsel mit der Folge des Anspruchs auf 

Trennungsgeld liegt daher zukünftig nur in den Fällen vor, in denen die hauptamtlichen 

Aufgaben mit mehr als der Hälfte der maßgeblichen regelmäßigen Arbeitskraft in der an-

deren Dienststelle wahrgenommen werden. In den übrigen Fällen entsteht ein – für die 

Bediensteten deutlich vorteilhafterer – Anspruch auf Reisekostenvergütung. 

 

Die weitere Änderung der Vorschrift stellt eine Folgeänderung zur Anpassung des § 17 

Landesreisekostengesetz dar. 

 

Zu Buchstabe b 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung. 

 

Die Verweisung in § 1 Abs. 4 Satz 2 Landestrennungsgeldverordnung war anzupassen, 

da die an dieser Stelle genannte Fassung vom 22. Januar 1998 (BGBl. I S. 189) mit Ar-

tikel 3 Satz 2 der Verordnung zur Neuregelung des Auslandstrennungsgeldrechts und 

zur Änderung der Auslandsumzugskostenverordnung vom 27. Juni 2018 zum 1. Januar 

2019 außer Kraft trat. Im gleichen Zeitpunkt trat die Auslandstrennungsgeldverordnung 

in der Fassung vom 27. Juni 2018 (BGBl. I S. 891) in Kraft.  
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Zu Nummer 2 

 

Ebenso wie die Tagegeldsätze im Landesreisekostengesetz wurden auch die Trennungs-

tagegeldsätze in der Landestrennungsgeldverordnung seit mehr als 20 Jahren nicht mehr 

angepasst. Da die Verpflegungskosten seit dieser Zeit gestiegen sind, wird dieser Ent-

wicklung dadurch Rechnung getragen, dass die entsprechenden Beträge bei Vorliegen 

der Voraussetzungen des § 3 Abs. 2 Nr. 1 von 12,42 Euro auf 16,00 Euro; bei Vorliegen 

der Voraussetzungen des § 3 Abs. 2 Nr. 2 von 8,44 Euro auf 12,00 Euro und bei den 

übrigen Fällen nach § 3 Abs. 2 Nr. 3 von 5,98 Euro auf 8,00 Euro erhöht werden.  

 

Zu Nummer 3 

 

Die neuen Sätze 2 und 3 in § 9 Absatz 2 sollen es den Abrechnungsstellen für Tren-

nungsgeld ermöglichen, bei der Abrechnung von Trennungsgeldanträgen ein vollständig 

automatisiertes Verfahren einzusetzen. § 35a des Verwaltungsverfahrensgesetzes 

(VwVfG) enthält einen Normvorbehalt für die automatisierte Bearbeitung von Verwal-

tungsakten. Diesen Erfordernissen tragen die neuen Sätze 2 und 3 Rechnung. 

 

Aus Gründen der Wirtschaftlichkeit und der Verwaltungsvereinfachung ist es sinnvoll, bei 

einfachen Sachverhalten Anträge auf Trennungsgeldvergütung im Sinne einer zukunfts-

fähigen Lösung automatisiert zu bearbeiten. Dabei ist im Sinne der Einzelfallgerechtigkeit 

stets sicherzustellen, dass alle tatsächlichen Angaben des Antragstellers Berücksichti-

gung finden. Wie bereits in § 35a VwVfG ausgeführt wird, scheiden Anträge, für die ein 

Beurteilungsspielraum oder ein Ermessen besteht, von vornherein für eine automatisierte 

Bearbeitung aus. 

 

Zur Qualitätssicherung ist es erforderlich, regelmäßige Stichprobenkontrollen durchzu-

führen. Es obliegt den Abrechnungsstellen für Trennungsgeld, dies in geeigneter Form 

umzusetzen. 
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Zu Artikel 6 (Inkrafttreten) 

 

Diese Bestimmung regelt den Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes. 

 

Zu Nummer 1 

  

Die Regelungen zur Energiepreispauschale für Versorgungsempfängerinnen und -emp-

fänger treten bereits mit Wirkung vom 1. November 2022 in Kraft, womit die Vorausset-

zung geschaffen wird, die Energiepreispauschale für Versorgungsempfängerinnen 

und -empfänger noch im Jahr 2022 zur Auszahlung zu bringen. 

 

Zu Nummer 2 

 

Die Erhöhung des Zuschlags zur Wegstreckenentschädigung für besonders schwierige 

Wegstrecken greift im Hinblick auf die anhaltend erhöhten Verschleißerscheinungen der 

für regelmäßige dienstliche Fahrten auf besonders schwierigen Wegstrecken eingesetz-

ten privaten Kraftfahrzeuge bereits für Dienstreisen, die ab dem 1. Januar 2023 ausge-

führt werden. Daher tritt Artikel 4 Nr. 3 mit Wirkung vom 1. Januar 2023 in Kraft.  

 

Zu Nummer 3  

 

Das Gesetz tritt im Übrigen am Tage nach der Verkündung in Kraft. 


